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Vorwort

Die Arbeiterwohlfahrt (AWO) gehört zu den sechs Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege in 
Deutschland. Aufgrund ihrer Geschichte und ihres gesellschaftspolitischen Selbstverständnisses ist die 
AWO ein Wohlfahrtsverband mit besonderer Prägung. Auf Grundlage ihrer unverrückbaren Grundwerte 
von Solidarität, Toleranz, Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit hat sie seit ihrer Gründung im Jahr 1919 
jene Menschen im Blick, die aus unterschiedlichen Gründen zu den sozial benachteiligten Menschen in 
unserer Gesellschaft gehören.

Der 18. Deutsche Bundestag hat in der Zeit von 2013 bis 2017 viele soziale Verbesserungen in Deutsch-
land erreicht, wie zum Beispiel das Rentenpaket, der gesetzliche Mindestlohn, die Familienpflegezeit. 
Gleichwohl steht der 19. Deutsche Bundestag, der am 24. September 2017 gewählt werden wird, vor gro-
ßen Herausforderungen. Zwar haben das Beschäftigungsniveau und die Steuereinnahmen in Deutsch-
land wegen der guten Konjunktur einen Rekordstand erreicht. Viele Menschen in diesem Land profitieren 
aber nicht ausreichend von diesen positiven Rahmenbedingungen. 

Vor diesem Hintergrund muss der neue Deutsche Bundestag weiter sozial gestaltend tätig sein. Im Mittel-
punkt der nächsten Legislaturperiode müssen weitere soziale Verbesserungen für die Menschen in 
Deutschland stehen, damit die zunehmende soziale und politische Spaltung überwunden und der spür-
baren Verunsicherung entgegengewirkt werden kann. Hierzu hat die AWO Positionen zur Bundestags-
wahl 2017 verabschiedet und ihre zentralen Forderungen in den nachfolgenden 31 Fragen an die Partei-
en und Kandidat*innen für den 19. Deutschen Bundestag zusammengefasst. Zur besseren Orientierung 
sind die Forderungen alphabetisch nach Arbeitsfeldern sortiert und angeordnet. 

Berlin, im April 2017

 
Wilhelm Schmidt				    Wolfgang Stadler
Vorsitzender des Präsidiums			   Vorsitzender des Vorstands
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Wahlprüfsteine von A bis Z

Arbeitsmarkt

|| Attraktivität Sozialer Berufe

Um soziale Dienstleistungen von hoher Qualität er-
bringen zu können, werden gut ausgebildete und 
motivierte Fachkräfte benötigt. Die sozialen Berufe, 
die hauptsächlich von Frauen ausgeübt werden, 
sind jedoch durch eine geringe Entlohnung, un-
günstige Arbeitsbedingungen, begrenzte Aufstiegs-
möglichkeiten und wenig gesellschaftliche Aner-
kennung gekennzeichnet.

Frage: Was sind die Vorschläge Ihrer Partei zur Stei-
gerung der Attraktivität sozialer Berufe? Wie steht 
Ihre Partei zu dem Vorschlag der AWO eines allge-
meinverbindlichen Branchentarifvertrag Soziales?

|| Arbeitsmarktintegration von 
Langzeitarbeitslosen 

Trotz der guten Lage am Arbeitsmarkt gibt es in 
Deutschland rund 200.000 Menschen, die seit mehr 
als fünf Jahren langzeitarbeitslos sind. Diese Men-
schen dürfen nicht abgeschrieben werden, sondern 
müssen eine echte Chance zur Teilhabe an unserer 
Gesellschaft erhalten. 

Frage: Wie steht Ihre Partei zu der Forderung der AWO 
nach einem sozialen Arbeitsmarkt, der langzeitar-
beitslosen Menschen ohne Jobperspektive einen 
niedrigschwelligen Einstieg in den Arbeitsmarkt er-
möglichen und durch eine Verbindung der passiven 
und aktiven Eingliederungsmittel finanziert (Pas-
siv-Aktiv-Transfer) werden soll? 

|| Arbeitsmarktintegration 
von Geflüchteten

Viele Menschen, die vor Krieg, Verfolgung und Not 
nach Deutschland geflohen sind, werden auf unbe-
stimmte Zeit bleiben. Sie müssen dazu befähigt wer-
den, selbst für ihren Lebensunterhalt und den ihrer 
Familien zu sorgen. Anderenfalls sind neue Armuts-
karrieren vorprogrammiert.

Frage: Wird sich Ihre Partei dafür stark machen, dass 
geflüchtete Menschen mit den vorhandenen Regel
instrumenten frühzeitig und nachhaltig qualifiziert 
werden, damit sie schnell in unseren Arbeitsmarkt 
integriert werden können?

Armut und Verteilungsgerechtigkeit

|| Bekämpfung von Armut und Schaffung 
von Verteilungsgerechtigkeit

Der 5. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundes
regierung hat gezeigt, dass die soziale Spaltung trotz 
der soliden Konjunktur und der guten Lage am Ar-
beitsmarkt weiter zugenommen hat. Armut und so-
ziale Ausgrenzung sind längst keine Randphänomene 
mehr, sondern bedrohen zunehmend auch die Mitte 
unserer Gesellschaft. 

Frage: Was schlägt Ihre Partei vor, damit unser Sozial
staat Armut wirksamer verhindern und mehr Vertei-
lungsgerechtigkeit schaffen kann? Wird sich Ihre 
Partei für eine höhere Besteuerung von Einkom-
mens- und Vermögensreichtum stark machen?

Beratung

|| Beratung für verletzliche Gruppen

Ein wesentlicher Stützpfeiler unseres Sozialstaates 
ist die Vielfalt an niedrigschwelligen und qualitativ 
hochwertigen Beratungsangeboten, unter anderem 
für Frauen und Familien, kurbedürftige Mütter und 
Väter, alte und behinderte Menschen, sucht- und 
krebserkrankte Menschen, Migrant*innen sowie ar-
beitslose und verschuldete Menschen.

Frage: Was wird Ihre Partei unternehmen, damit die 
Finanzierung eines quantitativ und qualitativ hoch-
wertigen Beratungsangebots auch künftig sicher
gestellt und neue Beratungsangebote, wie z. B.  
Online-Beratungen, geschaffen werden können?
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Bildung 

|| Lockerung des Kooperationsverbots

In unserem föderalen Staatssystem liegt die Bil-
dungspolitik in erster Linie bei den Bundesländern. 
Gleichwohl steht fest, dass die Zusammenarbeit von 
Bund, Ländern und Kommunen weiter verbessert 
werden muss, wenn Bildungsstrategien und Leitlinien 
auch länderübergreifend umgesetzt werden sollen.

Frage: Teilt Ihre Partei die Forderung der AWO, dass 
das grundgesetzliche Kooperationsverbot weiter ge-
lockert werden muss?

Bürgerschaftliches Engagement

|| Rahmenbedingungen für 
Bürgerschaftliches Engagement

Bürgerschaftliches Engagement braucht gute Rah-
menbedingungen, vor allem in Form von Ansprech-
personen, die Engagierte beraten und vermitteln, 
neue Engagementmöglichkeiten entwickeln und 
Qualifizierungen organisieren.

Frage: Was hält Ihre Partei von der Forderung der 
AWO, dass die Infrastrukturangebote, wie etwa Frei-
willigenagenturen, Mehrgenerationenhäuser und 
ähnliches, bundesweit ausgebaut und eine ange-
messene Finanzierung sichergestellt werden müssen? 

|| Bürgerschaftliches Engagement in 
der Einwanderungsgesellschaft

Bürgerschaftliches Engagement hat bei der Integra-
tion der in den Jahren 2014/15 zu uns geflüchteten 
Menschen eine große Bedeutung. Das Patenschafts-
programm für Geflüchtete des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend ist ein gu-
tes Beispiel, wie Bürgerschaftliches Engagement in 
einer Einwanderungsgesellschaft funktionieren kann.

Frage: Teilt Ihre Partei die Auffassung der AWO, dass 
die interkulturelle Organisations- und Personalent-

wicklung zivilgesellschaftlicher Organisationen und 
die Einbindung von Migrantenorganisationen stär-
ker gefördert werden muss? Wird sich Ihre Partei für 
die Fortführung und den Ausbau des Patenschafts-
programms?

|| Staatliche Steuerung in den 
Freiwilligendiensten

Die Freiwilligendienste in Deutschland zeichnen sich 
vor allem durch die Vielfalt der Angebote und Anbie-
ter aus. 

Frage: Wird sich Ihre Partei für eine Reduzierung der 
staatlichen Steuerung der Freiwilligendienste ein-
setzen und den Trägern des Bundesfreiwilligen-
dienstes z. B. die Durchführung der politischen Bil-
dung in Eigenregie ermöglichen? Wie steht Ihre 
Partei zu der Forderung der AWO, dass die zentrale 
Rolle der Träger bei der Durchführung und Qualitäts-
sicherung des Bundesfreiwilligendienstes gesetzlich 
verankert werden muss?

Daseinsvorsorge

|| Daseinsvorsorge

Die Freie Wohlfahrtspflege erbringt ihre Dienstleis-
tungen flächendeckend, gemeinwohl- und nicht 
profitorientiert. Angesichts knapper Finanzmittel 
sind den letzten Jahren die Investitionen in vielen 
Bereichen der Daseinsvorsorge zurückgefahren wor-
den. Zugleich haben sich die steuer- und beihilfe-
rechtlichen Rahmenbedingungen für die Freie Wohl-
fahrt verschärft.

Frage: Wird sich Ihre Partei dafür einsetzen, dass 
wieder mehr in die sozialstaatliche Infrastruktur in-
vestiert und dabei das Subsidiaritätsprinzip gestärkt 
wird? Wird sich Ihre Partei dafür stark machen, dass 
die Arbeit der Freien Wohlfahrtspflege nicht durch 
eine Verschlechterung der steuer- und beihilfe-
rechtlichen Rahmenbedingungen gefährdet wird?
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|| Demokratisches und soziales Europa

Der Brexit hat auf schmerzliche Weise gezeigt, dass 
viele Menschen das Vertrauen in die Europäische 
Union und ihre Institutionen verloren haben. 

Frage: Ist Ihre Partei mit der AWO der Meinung, dass 
sich die EU nicht alleine auf eine Wirtschafts- und 
Währungsunion beschränken darf, sondern das das 
soziale Europa gestärkt werden muss? Wird sich Ihre 
Partei dafür einsetzen, dass die EU bürgernäher und 
demokratischer ausgestaltet wird, z. B. durch eine 
Stärkung des Europäischen Parlaments?

Familie

|| Monetäre Familienleistungen

Seit vielen Jahren wird die Wirksamkeit unseres Sys-
tems der monetären Familienleistungen in Frage ge-
stellt. 

Frage: Teilt Ihre Partei die Auffassung der AWO, dass 
unser System der monetären Familienleistungen zu 
einem zusammenhängenden, am Lebenslauf orien-
tierten und der Lebenswirklichkeit der heutigen Fami-
lien ausgerichteten Gesamtsystem weiterentwickelt 
und durch gute infrastrukturelle und zeitpolitische 
Rahmenbedingungen flankiert werden muss? Was 
will Ihre Partei unternehmen, um die Situation Allein
erziehender zu verbessern?

|| Reform des Adoptionsrecht

Viele Studien belegen, dass lesbische, schwule, 
trans*- und inter*geschlechtliche Paare genauso 
gute Eltern sind wie heterosexuelle Paare.

Frage: Wird sich Ihre Partei für eine vollständige 
rechtliche Gleichstellung von Regenbogenfamilien in 
allen Bereichen einsetzen und z. B. auch das Adop
tionsverbot für gleichgeschlechtliche Paare aufhe-
ben?

Frauen

|| Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt

Körperliche, sexualisierte oder psychische Gewalt ist 
nach wie vor für viele Frauen in Deutschland alltäg-
liche Realität. 

Frage: Wird Ihre Partei für einen Rechtsanspruch 
eintreten, der Frauen und ihren Kindern unabhän-
gig von Einkommen, Aufenthaltsstatus, Herkunft, 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen oder Behin-
derungen einen umfassenden und bedarfsgerechten 
Schutz und Hilfe bei Gewalt gewährt und der durch 
eine verlässliche Finanzierung der Hilfestrukturen 
flankiert wird? Was will Ihre Partei tun, damit die 
Istanbul-Konvention zur Verhütung und Bekämp-
fung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Ge-
walt in Deutschland zügig umgesetzt wird?

|| Umfassende Lohngerechtigkeit

Immer noch erhalten Frauen in Deutschland durch-
schnittlich etwa 21 Prozent weniger Lohn als ihre 
männlichen Kollegen. 

Frage: Wird sich Ihre Partei dafür einsetzen, dass es 
eine sozialversicherungspflichtige Absicherung aller 
Arbeitsverhältnisse und einen Abbau von rechtlichen 
Vorgaben geben wird, die für die traditionelle Rol-
lenverteilung verantwortlich sind? Wird sich Ihre 
Partei zudem dafür stark machen, dass es ein Aus-
kunftsrecht auch für Betriebe unterhalb von 200 
Mitarbeiter*innen sowie ein entsprechendes Ver-
bandsklagerecht geben wird? 

Gesundheit

|| Bürgerversicherung

Eine gute gesundheitliche und pflegerische Versor-
gung kann nur gewährleistet werden, wenn die Kran-
ken- und Pflegeversicherung alle notwendigen Leis-
tungen gewähren und finanziell auf soliden Füßen 
stehen.

Frage: Wird sich Ihre Partei dafür einsetzen, dass die 
Kranken- und Pflegeversicherung zu Bürgerversiche
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rungssystemen weiterentwickelt werden, in der eine 
paritätische Finanzierung durch Arbeitgeber* 
innen und Arbeitnehmer*innen erfolgt, in die alle 
Bürger*innen einbezogen, alle Einkommensarten 
verbeitragt und die Beitragsbemessungsgrenze auf 
das Niveau der gesetzlichen Rentenversicherung an-
gehoben wird? Was schlägt anderenfalls Ihre Partei 
vor, um das Gesundheitssystem zukunftssicher und 
stabil aufzustellen und Gerechtigkeitsdefizite zwi-
schen einkommensschwachen und einkommens-
starken sowie kranken und gesunden Menschen 
auszugleichen?

|| Gesundheitsversorgung im ländlichen 
Raum/gesundheitliche Ungleichheit

Die Gesundheitsversorgung im ländlichen Raum und 
der Zusammenhang von sozialer Ungleichheit und 
gesundheitlicher Ungleichheit stellen zentrale Her-
ausforderungen unseres Gesundheitssystems dar. 

Frage: Was schlägt Ihre Partei vor, damit auch im 
ländlichen Raum eine ausreichende und qualitativ 
hochwertige Gesundheitsversorgung sichergestellt 
ist? Wie steht Ihre Partei zu der diesbezüglichen For-
derung der AWO, die Kommunen in ihrer Steue-
rungs- und Strukturverantwortung zu stärken? Teilt 
Ihre Partei die Auffassung der AWO, dass benachtei-
ligte Menschen einen besseren Zugang zu Gesund-
heitsleistungen haben müssen und bestimmte, aus 
dem Leistungskatalog der Krankenversicherung ge-
strichene Leistungen wieder in den Leistungskatalog 
aufgenommen werden müssen?

|| Regulierte Abgabe von Cannabis

Seit einigen Jahren wird über eine freizügigere 
Cannabispolitik diskutiert. Befürworter*innen einer 
regulierten Abgabe von Cannabis meinen, die der-
zeitige Verbotspraxis schaffe insgesamt mehr Prob-
leme für Einzelne und Kosten für die Allgemeinheit, 
als sie die Probleme löst.

Frage: Wird sich Ihre Partei wie von der AWO gefor-
dert für eine regulierte Abgabe von Cannabis an 
Volljährige durch lizensierte Abgabestellen stark 
machen, die bei der Abgabe Hinweise zum risikoar-
men Konsum geben und in einer verantwortungs-
voller Weise über die Produkte beraten müssen?

Kinder- und Jugendhilfe

|| Reform des SGB VIII

Es ist unbestritten, dass die im SGB VIII gesetzlich ver-
ankerte Kinder- und Jugendhilfe umfassend refor
miert werden muss.

Frage: Wird sich Ihre Partei für eine Reform des SGB VI-
II unter Beteiligung der Freien Wohlfahrtspflege ein-
setzen, mit der die Eingliederungshilfe nach dem 
SGB VIII zur vorrangigen und zentralen Leistung für 
Kinder und Jugendliche mit Behinderungen erklärt 
wird und die Rechtsansprüche auf Hilfen zur Erzie-
hung und den gleichzeitigen Ausbau barrierefreier, 
niedrigschwelliger und infrastruktureller Angebote 
bestehen bleiben? 

|| Ausbau von Kinderbetreuungsangeboten

Obwohl der Rechtsanspruch auf einen Kita-Platz für 
unter Dreijährige schon seit dem 1. August 2013 in 
Kraft ist, übersteigt der Bedarf an Betreuungsange-
boten immer noch das Angebot.

Frage: Teilt Ihre Partei die Forderung der AWO nach 
einem weiteren quantitativen Ausbau der Betreu-
ungseinrichtungen und einer dauerhaften Kosten-
beteiligung des Bundes? Wird sich Ihre Partei dafür 
einsetzen, dass auch der qualitative Ausbau der Be-
treuungsangebote länderübergreifend und ver-
bindlich für alle Träger in einem Bundesqualitätsge-
setz festgelegt wird? 

Menschen mit Behinderungen

|| Wahlrechtsausschlüsse

Trotz UN-Behindertenrechtskonvention sind zwei 
Gruppen von Menschen mit Behinderungen nach 
dem Bundeswahlgesetz immer noch vom aktiven 
und passiven Wahlrecht ausgeschlossen. 

Frage: Wird sich Ihre Partei für eine ersatzlose Strei-
chung der beiden Wahlrechtsausschlüsse von Men-
schen mit Behinderungen stark machen?
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|| Inklusiver Arbeitsmarkt

Mit der UN-Behindertenrechtskonvention hat Deutsch-
land das Recht von Menschen mit Behinderungen 
auf Arbeit anerkannt. Trotzdem werden Leistungen 
zur Teilhabe an Arbeit von einem „Mindestmaß wirt-
schaftlich verwertbarer Arbeitsleistung“ abhängig 
gemacht.

Frage: Wie steht Ihre Partei zu der Forderung der AWO 
nach ersatzloser Streichung des „Mindestmaßes 
wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung“? Welche 
Maßnahmen schlägt Ihre Partei vor, damit sinnvolle 
und integrative Beschäftigungsmöglichkeiten für 
Menschen mit Behinderungen außerhalb von Werk-
stätten für Menschen mit Behinderungen geschaffen 
werden?

|| Barrierefreiheit 

Barrierefreiheit ist eine wesentliche Voraussetzung 
für die gleichberechtigte und selbstbestimmte Teil-
habe aller Menschen. 

Frage: Wird sich Ihre Partei für verbindliche Regelun-
gen zur Herstellung von Barrierefreiheit für Anbieter 
von privaten Gütern und Dienstleistungen und ent-
sprechende Förderprogramme stark machen? 

Menschen unterschiedlicher 
Geschlechtsidentität

|| Recht auf Selbstbestimmung 
der Geschlechtsidentität

Obwohl das Recht auf Selbstbestimmung der Ge-
schlechtsidentität grund- und menschenrechtlich 
verbrieft ist, basiert unsere Gesellschaft immer noch 
auf einem Verständnis der Zweigeschlechtlichkeit.

Frage: Teilt Ihre Partei die Auffassung der AWO, dass 
das Recht auf selbstbestimmte Geschlechtsidentität 
besser geschützt werden muss, etwa durch eine Re-
form des Personenstands- und Namensrechts, ein 
Verbot von geschlechtszuweisenden Eingriffen bei 
körperlich gesunden Kindern, die Einrichtung eines 
entsprechenden Entschädigungsfonds für betroffene 
Inter*Menschen? Wird sich Ihre Partei für einen Natio
nalen Aktionsplan gegen Trans*-, Bi-, Inter*- und 
Homophobie einsetzen?

Migration

|| Familienzusammenführung

Der Schutz der Familie ist nicht nur im Grundgesetz, 
sondern auch auf europa- und völkerrechtlicher Ebe-
ne verbrieft. Trotzdem wird das Recht auf Familien
leben von subsidiär geschützten geflüchteten Men-
schen in ungerechtfertigter Weise eingeschränkt.

Frage: Wird sich Ihre Partei dafür einsetzen, dass der 
Familiennachzug unabhängig vom Aufenthaltsstatus 
gilt?

Pflege

|| Personalbemessung

Die Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs 
setzt genügend gut finanziertes Pflegepersonal vor-
aus. Die regional unterschiedliche, aber überall de-
fizitäre Personalausstattung stellt die Pflege aber 
schon seit langem vor große Herausforderungen und 
geht zu Lasten der pflegebedürftigen Menschen. 

Frage: Ist Ihre Partei mit der AWO der Meinung, dass 
wir mehr Fachkräfte in der Pflege brauchen? Wird 
sich Ihre Partei dafür einsetzen, dass dieses mehr an 
Fachkräften ausreichend refinanziert und nicht zu 
Lasten der Bewohner*innen gehen wird?

|| Finanzierung einer guten Pflege

Eine sachgerechte Finanzierung der Pflege ist in vie-
len Bereichen nicht sichergestellt. Insbesondere die 
medizinische Behandlungspflege und die palliative 
Versorgung werden in der stationären Pflege nicht 
refinanziert. Die fehlende regelmäßige Dynamisie-
rung der Leistungen der Pflegeversicherung führen 
dazu, dass der Eigenanteil der Bewohner*innen sta-
tionärer Einrichtungen stetig steigt.

Frage: Wird sich Ihre Partei für eine bessere Finan-
zierung der Pflege einsetzen? Wie steht Ihre Partei zu 
den Forderungen der AWO, dass die medizinische 
Behandlungspflege und die Palliativversorgung in 
stationären Einrichtungen besser refinanziert und 
die Leistungen der Pflegeversicherung regelmäßig 
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dynamisiert werden müssen? Wäre Ihre Partei bereit, 
den Pflegevorsorgefonds wieder aufzulösen und das 
Geld für Leistungsverbesserungen in der Pflege zu 
verwenden? 

|| Pflegeberatung

Die Pflegeversicherten haben einen gesetzlichen 
Anspruch auf Beratung.

Frage: Unterstützt Ihre Partei die Forderung der AWO, 
den gesetzlichen Beratungsanspruch durch Einfüh-
rung eines Beratungsgutscheins in die Hand der Ver-
sicherten selbst zu geben?

Rassismus

|| Rassismus

In ihrem Nationalen Aktionsplan (NAP) macht Bun-
desregierung deutlich, dass die Bekämpfung von 
Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und 
darauf bezogene Intoleranz zu den grundlegendsten 
und vornehmsten Aufgaben von Staat und Gesell-
schaft gehört. 

Frage: Teilt Ihre Partei die Auffassung der AWO, dass 
der NAP zügig umgesetzt und die hierin beschriebenen 
Aufgaben ausreichend finanziert werden müssen? 
Wie steht Ihre Partei zu der Forderung der AWO, dass 
die im NSU-Untersuchungsausschuss vorgeschlage-
nen Maßnahmen zur Bekämpfung „unbewusster 
Vorurteilsstrukturen“ in Polizei, Justiz und weiteren 
Behörden konsequent umgesetzt werden müssen? 

Rente

|| Altersarmut und Rentenniveau

Altersarmut wird in den kommenden Jahren steigen, 
weil die Lücken in den Erwerbsbiographien der Ver-
sicherten etwa durch prekäre Beschäftigungsfor-
men, Niedriglohn oder Arbeitslosigkeit in den letz-
ten Jahren größer geworden sind. Hinzu kommt, 
dass das Rentenniveau seit dem Jahr 2001 bereits 
um rund zehn Prozent gesunken ist und die Versor-
gungslücke durch die Betriebsrente oder Privatvor-
sorge nicht ausgeglichen werden kann.

Frage: Was wird Ihre Partei unternehmen, damit die 
Altersarmut nicht weiter steigt? Wird sich Ihre Partei 
für eine Verbesserung des Rentenniveaus einsetzen?

Wohnen

|| Bezahlbaren Wohnraum

Für einen zunehmenden Teil der Bevölkerung ist der 
Zugang zu bezahlbarem Wohnraum mit guter infra-
struktureller Anbindung schwierig. 

Frage: Was wird Ihre Partei unternehmen damit sich 
die Lage am Wohnungsmarkt entspannt und ein 
ausreichendes Angebot von bezahlbarem Wohn-
raum zur Verfügung steht? Welche Verantwortung 
muss der Bund hierbei übernehmen?

 

Schlussbemerkungen

Das Positionspapier der AWO zur Bundestagswahl 2017 
und die vorliegenden Wahlprüfsteine finden Sie 
auch im Internet unter http://www.awo.org. Die 
AWO wird diese Wahlprüfsteine an alle im aktuellen 
Bundestag vertretenen Parteien schicken und um 
Beantwortung der Fragen bitten. Die Antworten der 
Parteien werden dann für die AWO-Mitglieder und 
Interessierte veröffentlicht, damit sie sich ein Bild 
darüber machen können, welche Partei ihre sozia-
len Interessen am besten unterstützt. 

http://www.awo.org
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